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			Avant-propos


			Plus de 70 ans après la fondation de la RFA et de la RDA, plus de 30 ans après la Chute du Mur et de la Réunification, l’Allemagne d’aujourd’hui se présente comme un pays transformé. Comme peu de pays européens, l’Allemagne d’aujourd’hui a, ces dernières années, trouvé son équilibre, en regardant à la fois vers son passé et vers l’avenir1. On ne peut pas envisager l’actualité économique, culturelle et politique allemande sans comprendre le travail démocratique effectué par ce pays avec la prise de conscience de son passé lourd. Ce qui revient à dire que l’Allemagne d’aujourd’hui est aussi bien ancrée dans son passé qu’orientée vers l’avenir.


			Pour comprendre cet état d’âme de l’Allemagne contemporaine, nous proposons aux lecteurs un regard sur différents moments-clé de son histoire, les évolutions et les perspectives dans les domaines cités. Bien évidemment, les chapitres que nous proposons dans cet ouvrage ne prétendent pas à l’exhaustivité. Mais nous présentons ici un large éventail des sujets et thèmes qui ont marqué l’Allemagne dans les décennies passées et qui sont primordiaux pour comprendre cette Allemagne contemporaine. Pour compléter la lecture de cet ouvrage, nous renvoyons ici à notre livre « L’allemand aux concours » qui peut être considéré comme lecture complémentaire au livre présenté ici2.


			Ce nouveau manuel a donc pour vocation d’informer au mieux les étudiants sur les problématiques principales de la civilisation allemande, de les aider à les assimiler et de les accompagner en leur proposant par chapitre un récapitulatif lexical et des exercices en ligne3. Le choix du « tout allemand » a pour objectif d’immerger pleinement les étudiants dans la langue étrangère et de les habituer à lire des contributions plus longues dans la langue cible.


			Nous donnons également, à la fin de certains chapitres, selon la thématique, des indications sur des films ou des livres appropriés, qui permettent de jeter un regard encore différent sur la thématique concernée.


			Cet ouvrage permettra aux étudiants d’aborder les questions des sujets et dossiers de civilisation auxquels ils seront confrontés. En outre, une rapide présentation des nouvelles épreuves d’Elvi pour les écoles de commerce avec une proposition de méthode pour la synthèse aidera les étudiants des ECG à la préparation des épreuves écrites.


			Au-delà des étudiants en classes préparatoires, cet outil pourra être utile à tout étudiant germaniste qui souhaite approfondir ses connaissances de la civilisation allemande.


			Nous tenons à remercier le directeur de la collection « Profilsup » A-L Robert pour son accompagnement dans la rédaction de cet ouvrage.


			




				

					1. Voir : Neil MacGregor, Germany. Memories of a Nation, Penguin Books 2016.


				


				

					2. Thibaut Chaix-Bryan, Andreas Girbig, L’allemand aux concours, Édition Ellipses 2018.


				


				

					3. Les exercices en ligne sont révisés et mis à jour de façon régulière.


				


			


		




		

			
Partie 1. 
Politik



		




		

			
1. Der Föderalismus – Vielfalt in Einheit oder Chaos in Vielfalt?



			A. Definition


			Das Wort Föderalismus kommt von dem lateinischen Wort foedus, was Bund oder Vertrag bedeutet. Diese Bedeutung des Wortes Bund beschreibt die politische Struktur des Staates Bundesrepublik Deutschland. Das Ordnungsprinzip der BRD ist der Föderalismus. Es bedeutet, dass sich in dem Staat BRD eine bestimmte Anzahl von Ländern versammeln, um gemeinsam eine politische Einheit zu bilden. In der deutschen Verfassung, dem Grundgesetz, wird im Artikel 20 gesagt: „Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat.“ Das heißt, dass auf der Basis von Demokratie und sozialen Werten sich unterschiedliche Länder zusammenfinden, um eine gemeinsame Struktur zu bilden. Diese Form ist durch das Grundgesetz geschützt und darf nicht zerstört werden. Im Artikel 79, Absatz 3 heißt es: „Eine Änderung dieses Grundgesetzes, durch welche die Gliederung des Bundes in Länder, die grundsätzliche Mitwirkung der Länder bei der Gesetzgebung oder die in den Artikeln 1 und 20 niedergelegten Grundsätze berührt werden, ist unzulässig.“ Die Verfassung schützt also durch diese sogenannte „Ewigkeitsklausel“ die föderale Struktur der BRD. Zwei Prinzipien charakterisieren den deutschen Föderalismus: Solidarität und Subsidiarität.


			Das Prinzip der Solidarität bedeutet, dass sich die Bundesländer gegenseitig helfen und unterstützen. Das beste Beispiel für diese gegenseitige Hilfe ist der Länderfinanzausgleich. Mit diesem Mechanismus, der in seiner alten Form bis 2019 aktiv war, halfen die stärksten Bundesländer den schwächsten. Vereinfacht gesagt, zahlten die stärksten Länder in eine Kasse ein, aus der die schwächsten Länder dann Gelder erhielten. Bayern, Baden-Württemberg, Hessen sind die finanzstärksten Länder, die ärmeren Ländern, wie den 5 neuen Bundesländern oder dem Saarland zum Beispiel, helfen. Dieser Mechanismus wurde nach Klagen von den Geberländern Bayern und Hessen mit dem Ziel verändert, eine gerechtere Lastenverteilung zu erreichen. Seit 2020 gilt als Grundlage der Verteilung von finanziellen Anteilen durch den Bund die Umsatzsteuer.


			Das Prinzip der Subsidiarität bedeutet, dass der Bund (also die Bundesregierung) von den Ländern die Aufgaben übernimmt, die die Länder nicht erfüllen können. Außerdem übernimmt der Bund auch Aufgaben, die das gesamte Bundesgebiet betreffen. Die Idee ist, dass das staatliche Wirken von unten nach oben organisiert wird, damit eine große Bürgernähe erreicht wird. Alles, was in den unteren Bereichen, also ganz nah bei den Bürgern, geregelt werden kann, soll auf dieser Ebene geschehen. Wie beispielsweise die Fragen der Schulbildung, die lokale Wirtschaftspolitik oder die Wohnungsbaupolitik. Erst wenn es zu Bereichen kommt, bei denen die lokalen oder Landes-Politiker keine Kompetenzen haben, greift der Bund ein. Die Organisationsstruktur ist also von unten nach oben gedacht, nicht von oben nach unten, wie beispielsweise in Frankreich, und beginnt bei den Kommunen, setzt sich bei den Ländern fort und endet beim Bund.


			Die BRD ist also ein Staat, der aus einzelnen Gliedstaaten besteht. Alle Bundesländer, 16 an der Zahl, haben das Recht, an der Gesetzgebung auf lokaler und auf Bundesebene mitzuwirken. Die Bundesländer besitzen keine Souveränität, wie ein freies Land, aber sie werden wie ein Staat angesehen, da sie über die politischen Instrumente wie Verfassung, Parlament und Verwaltungen verfügen und zudem Gesetze beispielsweise zur Bildung oder zur Sicherheit beschließen können. Es gibt ein Staatsvolk, das wählen kann, ein Staatsgebiet und eine Staatsgewalt in Form der Polizei. Im Grundgesetz Artikel 70, Abschnitt 1 ist diese Gesetzgebungskompetenz festgeschrieben: „Die Länder haben das Recht der Gesetzgebung, soweit dieses Grundgesetz nicht dem Bunde Gesetzgebungsbefugnisse verleiht.“ Den Bundesländern wird durch die Verfassung auch die Durchsetzung der Staatsgewalt übertragen. Im Artikel 30 des Grundgesetzes heißt es: „Die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der staatlichen Aufgaben ist Sache der Länder, soweit dieses Grundgesetz keine andere Regelung trifft oder zulässt.“ Die Bundesländer sind also die zentralen Akteure in der politischen Organisation der Bundesrepublik. Allerdings sind die Bundesländer und der Bund zu gegenseitiger Rücksichtnahme verpflichtet.


			Im Prinzip des Föderalismus spiegeln sich die dezentralen Strukturen, die kulturellen, historischen und wirtschaftlichen Unterschiede der einzelnen Länder wider. In diesem politischen Prinzip sind die historische Dimension und die Tradition der dezentralen Mächte des Deutschlands der vergangenen Jahrhunderte aufgehoben. In dieser Idee werden die Vielfalt und die Unterschiede des Landes bewahrt und garantiert. Der in der Verfassung garantierte Rechtsstaat gibt den Rahmen für diese Struktur. In dieser Spannung aus Einheit und Vielfalt findet sich der Nationalcharakter Deutschlands. Das Ziel, das aus historischen Gründen stammt (siehe den Punkt zur Geschichte des Föderalismus), ist zum einen der Schutz der Demokratie. Um sie zu garantieren, wurde mit der Gründung der BRD im Jahr 1949 eine „horizontale Gewaltenteilung“ eingeführt. Dies besagt, dass es keine zentrale Machtkonzentration beim Staat gibt. Durch die Bundesländer, die eine Staatsgewalt ausüben können, entsteht ein Gegengewicht zur Macht des Bundes. Die Regierungen, Parlamente und die Justiz der Länder und des Bundes kontrollieren sich gegenseitig. Durch das Bundesstaatsprinzip können die Bundesländer auf legislativer, exekutiver und judikativer Ebene Staatsgewalt ausüben. Dies wirkt als Gegengewicht zur Staatsgewalt des Bundes und verhindert eine zu große Machtkonzentration. Weder dem Bund noch den Ländern steht die komplette Staatsgewalt zur Verfügung. Diese Teilung der Gewalten wird auch die „vertikale Gewaltenteilung“ genannt. Eine Gesetzgebung von Seiten der Bundesländer, die dem Grundgesetz widerspricht, ist allerdings unzulässig.


			Die Bundesrepublik besteht aus folgenden Ländern und Stadtstaaten:


			Die Stadtstaaten:


			•Berlin


			•Freie Hansestadt Hamburg


			•Hansestadt Bremen


			Die Flächenstaaten:


			•Baden-Württemberg


			•Bayern


			•Brandenburg


			•Hessen


			•Mecklenburg-Vorpommern


			•Niedersachsen


			•Nordrhein-Westfalen


			•Rheinland-Pfalz


			•Saarland


			•Sachsen


			•Sachsen-Anhalt


			•Schleswig-Holstein


			•Thüringen


			Die Zahl der Bundesländer ist nicht festgeschrieben. Bis 1957 gab es nur 10 Bundesländer. Erst mit dem Beitritt des Saarlandes zur BRD stieg die Zahl der Bundesländer aus 11. Mit der deutschen Einheit im Jahr 1990 erhöhte sich die Zahl noch einmal um die 5 neuen Bundesländer.


			Der Bund hat allerdings das Recht Landesrecht zu brechen, wenn es ein übergeordnetes Interesse gibt. Im Artikel 31 des Grundgesetzes heißt es lapidar: „Bundesrecht bricht Landesrecht.“ In der Organisation der Verteilung der Staatsgewalt haben die verschiedenen Ebenen unterschiedliche Kompetenzen bei der Gesetzgebung. Dies wird im VII. Teil des Grundgesetzes ab Artikel 70 geregelt. Grundsätzlich haben die Länder das Recht zur Gesetzgebung, soweit nicht dem Bund Gesetzgebungsbefugnisse durch das Grundgesetz zugewiesen werden.


			Laut dem Grundgesetz gibt es zwei Arten von Zuständigkeit bei der Gesetzgebung: die ausschließliche und die konkurrierende Gesetzgebungszuständigkeit. Bei der ausschließlichen Gesetzgebung hat der Bund die Gesetzgebungskompetenz. Nur wenn der Bund in einem Gesetz den Ländern diese Kompetenz in einem präzisen Bereich überträgt, dürfen die Länder ein Gesetz beschließen. Bei der konkurrierenden Gesetzgebung haben die Länder die Kompetenz der Gesetzgebung, allerdings nur solange der Bund von seiner Gesetzgebungszuständigkeit nicht durch ein Gesetz Gebrauch macht.


			Beispielbereiche für diese Kompetenzen:


			

				

					

					

					

				

				

					

							

							Ausschließliche Gesetzgebungskompetenz des BUNDES1


						

							

							Konkurrierende Gesetzgebung von BUND und LÄNDER2


						

							

							Ausschließliche Gesetzgebungskompetenz der LÄNDER3


						

					


					

							

							• Auslandsbeziehungen


							• Verteidigung


							• Überwachung des Luftverkehrs und des Verkehrs der Eisenbahn


							• Aufsicht über die Post und die Telekommunikation


							• die Abwehr von Gefahren des internationalen Terrorismus,


							• Waffen- und Sprengstoffrecht,


							• Kernenergie,


							• Melde- und Ausweiswesen


							• Zollwesen und Warenverkehr


							• Staatsangehörigkeit


							• Einwanderung


							• Urheberrecht


						

							

							• Statusrecht der Landes- und Kommunalbeamten sowie der Landesrichter


							• Jagdrecht


							• Naturschutz und Landschaftspflege


							• Bodenverteilung


							• Wasserhaushalt


							• Demonstrationsrecht


							• Strafrecht


							• Kernenergie


							• Arbeitsrecht


							• Straßenverkehr


							• Abfallbeseitigung


						

							

							• Bildung


							• Kultur


							• Polizeiwesen


							• Denkmalschutz


							• Strafvollzug


							• Rundfunk und Fernsehen


							• Hochschulbildung


							• Sozialer Wohnungsbau


							• Versammlungsrecht,


							• Ladenschlussrecht


							• Messen, Ausstellungen, Märkte,


							• Landwirtschaftlicher Grundstücksverkehr und landwirtschaftliches Pachtwesen,


							• Gaststättenrecht,


							• Dienstrecht, Besoldung und Versorgung der Landesbeamten und Landesrichter.


						

					


				

			


			B. Historische Entwicklung des Föderalismus


			Das heute in Deutschland herrschende politische Organisationsprinzip des Föderalismus hat seine Gründe in der historischen Entwicklung dessen, was heute die Bundesrepublik ist. Es wurde zwar im Grundgesetz 1949 beschlossen, hat allerdings einen langen Vorlauf. Der Historiker Thomas Nipperdey beschreibt den Föderalismus als einen historischen Begriff, der keinen statischen sondern einen Prozesscharakter hat. Dieser Prozess beschreibt in der deutschen Geschichte die „dynamische Bewegung zwischen Einheit und Vielheit“.


			Blickt man auf eine Karte des Heiligen Römischen Reiches (von 962 bis1806) zur Zeit des Spätmittelalters, dann sieht man, dass es keinen deutschen Zentralstaat gab, sondern eine Vielzahl kleiner und größerer Territorien. Hier beginnt die Geschichte des deutschen Föderalismus. Zu dieser Zeit gab es Königreiche, Fürstentümer, Stadtstaaten, Freie Städte, Grafschaften, Herzogtümer und andere Herrschaftsformen. Diese Territorien hatten alle eigene Rechte, eigene Währungen und Zollbestimmungen. Da es keine Zentralmacht gab, hatten die Landesfürsten der einzelnen Territorien das Sagen. Sie wählten und trafen Abmachungen mit dem Kaiser, was in der Reichsverfassung geregelt war. Während der Zeit des Heiligen Deutschen Reiches gab es eine permanente Auseinandersetzung zwischen den einzelnen Territorialfürsten oder zwischen einzelnen Landesherren und dem Kaiser, denn diese territoriale Situation konnte nur schwerlich Sicherheit, Frieden und Recht sichern, was im Gegensatz dazu eine Zentralmacht versprach. Zudem gab es nach der Reformation im Jahre 1517 noch eine konfessionelle Teilung des Reiches in katholische und protestantische Territorien. Über 300 verschiedene Herrschaftsgebiete konnte man in diesem Reich zählen. Wollte man von einem Territorium zu einem anderen reisen, musste man entsprechende Dokumente an der Grenze aufweisen. Da jeder Landesfürst sehr genau auf den Respekt seiner Landesgrenzen achtete, musste man sich auf seinen Reisen durch das Deutsche Reich auf zahlreiche Grenzen, unterschiedliche Währungen und Gesetze einstellen. Diese Vielstaaterei ist der unmittelbare Vorläufer des deutschen Föderalismus. In diesem staatlichen „Flickenteppich“ lag aber auch die Schwäche des Systems.


			Mit dem Ende des Heiligen Römischen Reiches im Jahr 1806, als sich zunächst16 Fürstentümer unter dem Protektorat von Napoleon zum sogenannten „Rheinbund“ zusammenschlossen, begann eine neue Etappe in der Geschichte des deutschen Föderalismus, der in der erwähnten dynamischen Bewegung diesmal auf Einheit zielte. Dieser Zusammenschluss von einzelnen deutschen Staaten hatte allerdings nur bis zum Jahr 1813 Bestand, dem Jahr, als Napoleon in der Völkerschlacht bei Leipzig verlor. Auch wenn dieser Bund nur einige Jahre existierte, so war er doch der Vorläufer eines föderalen Staates. Auf dem Wiener Kongress, der 1814 – 1815 stattfand, wurde dann beschlossen, den „Deutschen Bund“ zu gründen. Dieser Staatenbund, zu dem 34 Staaten und 4 freie Städte zählten, hatte zum Ziel, für die innere und äußere Sicherheit in Europa sorgen. Außerdem wurde das Ziel formuliert, einen deutschen Nationalstaat zu gründen mit Grundrechten und einer Verfassung. In den kommenden Jahren gab es zahlreiche Bestrebungen, vor allem von Studenten, den Weg zu einem Nationalstaat zu schaffen. Diese Bewegung mündete in der Märzrevolution von 1848. In der Frankfurter Paulskirche, dem ersten deutschen Parlament, wurde der erste Entwurf für ein föderales System diskutiert. Die dort entstandene Verfassung wurde von 28 Einzelstaaten anerkannt, allerdings von König Friedrich Wilhelm IV. abgelehnt. Erst im Jahr 1866 gab es eine neue Etappe auf dem Weg zu einem Föderalstaat. Otto von Bismarck löste nach seinem Sieg im „Deutschen Krieg“ gegen Österreich mit einem Vorschlag eines neuen Bündnisses den „Deutschen Bund“ auf. An seine Stelle trat der „Norddeutsche Bund“, in dem sich die Staaten des Deutschen Bundes unter Führung von Preußen allerdings ohne das geschlagene Österreich zunächst zu einem Militärbündnis, später dann zu einer politischen Einheit zusammenschlossen. Der erste deutsche Bundesstaat war entstanden. Er war der Vorläufer des Deutschen Reiches, des Kaiserreiches. Für den „Norddeutschen Bund“ schuf Bismarck eine Verfassung, der die Mitgliedsstaaten 1867 zustimmten.


			Der Reichstag und der Bundesrat waren die politischen Institutionen dieses parlamentarischen Systems. König Wilhelm I. war das Staatsoberhaupt, während Bismarck der Bundeskanzler war. Somit waren die Institutionen geschaffen, die den deutschen Föderalismus bis heute charakterisieren. Die seit 1834 im „Deutschen Zollverein“ zusammengeschlossenen Staaten kooperierten verstärkt mit dem „Norddeutschen Bund“. Als der Deutsch-Französische Krieg ausbrach, erfolgte der letzte Schritt zu Gründung des Deutschen Kaiserreiches. Nach dem Sieg über Frankreich traten die süddeutschen Staaten des „Deutschen Zollvereins“ dem „Norddeutschen Bund“ bei. Am 18. Januar 1871 erfolgte in Versailles die Gründung des deutschen Kaiserreiches und im Anschluss daran die Einigung des Reiches. Die von Bismarck geschriebene Verfassung des „Norddeutschen Bundes“ wurde zum größten Teil vom Kaiserreich übernommen. Das Reich besaß keinen richtigen föderalen Charakter, da die Staaten Preußen und Bayern dominierten und sozusagen primus inter pares waren. Man kann deswegen das neugegründete Reich als einen Staatenbund qualifizieren.


			Nach dem deutschen Sieg im Deutsch-Französischen Krieg und der Ausrufung des Kaiserreiches erlebt das Reich einen kurzzeitigen Aufschwung, der zum Großteil in den französischen Reparationszahlungen seine Ursache hatte4. Diese sogenannte „Gründerzeit“ bewirkte einen Wachstumsschub der Wirtschaft, bei der Produktion und bei Bauvorhaben des Staates. Viele Innenstädte Deutschlands sind durch Häuser geprägt, die aus dieser Zeit stammen, wie beispielsweise in Leipzig, wo noch sehr viele Gründerzeithäuser stehen. Der Börsenkrach 1873 machte diesem Aufschwung allerdings ein Ende. Der nachfolgende sogenannte „Gründerkrach“ war das Ende dieser Entwicklung. Als 1914 der Erste Weltkrieg ausbrach, zog das Deutsche Kaiserreich in den Krieg. Am Ende des Kriegs 1918 war das Kaiserreich verschwunden und eine Republik wurde gegründet. Die Weimarer Republik (1919-1933) übernahm aus dem Kaiserreich die föderale Grundstruktur, doch war sie nur ein dezentraler Einheitsstaat. Es gab kein föderalistisches Prinzip, bei dem die Länder des Bundes gleichberechtigt existierten. In der Weimarer Republik blieb Preußen der zentrale Akteur. Es war flächenmäßig der größte Staat und hatte auch die meisten Einwohner. Die anderen Länder wie Sachsen, Württemberg, Bayern oder Thüringen hatten weniger Macht als im Kaiserreich. Die Macht war in Berlin zentralisiert.


			Als die NDSAP im Januar 1933 die Macht übernahm, bedeutete das das Ende des föderalen Charakters des deutschen Staates. Die Nationalsozialisten hatten das Ziel, Deutschland unter der Führung von Hitler in allen Bereichen gleichzuschalten. Unmittelbar nach der Machtergreifung am 30. Januar 1933 wurde damit begonnen, die föderale Organisation des Staates abzubauen. Am 30. Januar 1934 wurde das „Gesetz über den Neuaufbau des Reiches“ beschlossen. Mit diesem Gesetz wurden die staatliche Autorität und Souveränität der Länder aufgehoben und beendet. Aus einem Bundesstaat wurde ein zentralistischer Staat. Die zweite Kammer des parlamentarischen Systems wurde auch aufgelöst. Auf diese Weise wurde die Macht komplett in die Hände des Reichskanzlers Adolf Hitler gelegt. Für die Durchsetzung der nationalsozialistischen Politik in den Ländern waren NSDAP-Gauleiter zuständig. Als mit dem Gesetz vom Januar 1934 alle Länderparlamente und der Reichsrat aufgelöst wurden, hatten die Nationalsozialisten ihr Ziel erreicht und einen zentralistischen Einheitsstaat eingerichtet, der es ihnen erlaubte, die totale Kontrolle und Macht auszuüben. Für 12 Jahre war die föderale Idee Deutschlands verschwunden.


			Mit der temporären Machtübernahme der Besatzungsmächte nach der Niederlage des Dritten Reiches im Jahr 1945 begann wieder eine neue und vorläufig letzte Etappe in der Föderalismusgeschichte Deutschlands. Die Besatzungsmächte setzten die sogenannten 4 großen „D“ auf die Tagesordnung: Dezentralisierung, Demokratisierung, Denazifizierung und Demilitarisierung. Der Prozess der Dezentralisierung war der Beginn der erneuten Föderalisierung Deutschlands. Das Ziel der Besatzungsmächte war, aus den Erfahrungen des Dritten Reichs zu lernen und zu verhindern, dass Strukturen überleben, die eine zu starke zentrale Machtkonzentration ermöglichen. Deswegen wurden dezentrale Verwaltungseinheiten geschaffen und die Länder wieder neu gegründet.


			Diese Neuorganisation der föderalen Struktur Deutschlands knüpfte natürlich an die historischen Traditionen an und war gleichzeitig ein Neubeginn aus folgenden Gründen. Die Besatzungsmächte gaben den zentralen Anstoß zur Gründung der BRD mit einem föderalen Charakter. Die Dezentralisierung des Deutschen Reiches war ein zentrales Anliegen der Besatzungsmächte, denn sie wollten verhindern, dass das neue Deutschland wieder eine Großmacht mit einem Bedrohungspotential würde. Als der Parlamentarische Rat in der verfassungsgebenden Versammlung 1948 tagte, hatten die Westmächte den deutschen Repräsentanten diese politische Struktur vorgegeben. Aus machtpolitischen Gründen wurde die föderale Struktur des zukünftigen deutschen Staates geplant, da auf diese Weise sichergestellt wurde, dass ein geschwächtes Deutschland nie wieder ein Aggressor werden konnte. Hinzu kam, dass bei der Gestaltung des neuen Deutschlands die Meinungen von deutschen Emigranten in eine ähnliche Richtung gingen. Sie wollten nach den Erfahrungen des totalitären Dritten Reiches ein System errichten, in dem eine derartige Machtkonzentration unmöglich sein würde. Ein nicht-zentralistisches System in Form einer föderativen Struktur schien dafür die Garantie zu sein. Außerdem wünschte vor allem Churchill eine Auflösung des Preußischen Staates, der für Militarismus und Autoritarismus stand. Als die Mütter und Väter des deutschen Grundgesetzes dann die Verfassung schrieben, wurde im Artikel 20 festgelegt, dass die BRD ein Bundesstaat sein sollte.


			C. Die föderale Praxis der Bundesrepublik


			Die föderale Praxis ist in Deutschland in vielen Bereichen präsent. Im politischen Bereich wird sie durch den Bundesrat, die Versammlung der Bundesländer in der zweiten Kammer, repräsentiert. Es ist eines der fünf ständigen Verfassungsorgane der Bundesrepublik.5 Im Bundesrat sind alle Bundesländer vertreten und haben abhängig von ihrer Bevölkerungsanzahl eine gewisse Stimmenanzahl. Die Länder haben zwischen 3 und 6 Stimmen. Insgesamt gibt es 69 Stimmen im Bundesrat. Den Vorsitz übernimmt im Jahreswechsel immer ein.e Ministerpräsident.in. Zurzeit sieht die Stimmenverteilung im Bundesrat wie folgt aus.6
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			Die Mitglieder im Bundesrat hängen von den Wahlen in den jeweiligen Ländern ab. Je nach den Wahlergebnissen in den Bundesländern gibt es die Mehrheitsverhältnisse im Bundesrat. Diese Situation kann sich bei jeder Landtagswahl ändern. Da die Landtagswahlen zu unterschiedlichen Zeitpunkten stattfinden, kann es während einer Legislaturperiode des Bundestages zu verschiedenen Mehrheitsverhältnissen im Bundesrat kommen. Die Zusammensetzung des Bundesrates ist die direkte Repräsentation des Wählerwillens in den Ländern. Der Bundesrat stellt ein Gegengewicht zum Bundestag dar.


			Der Bundesrat hat legislative Aufgaben. Jedes Bundesgesetz muss durch diese Kammer gehen. Je nach Gegenstand des Gesetzes muss entweder der Bundesrat zustimmen, damit es in Kraft treten kann, oder der Bundesrat hat die Möglichkeit, einen Einspruch gegen das Gesetzesprojekt einzulegen. Dies sind die sogenannten „Einspruchsgesetze“. Der Bundesrat kann auch aus eigener Initiative Gesetzesprojekte vorschlagen. Durch die Repräsentation der Mehrheitsverhältnisse in den einzelnen Bundesländern ist der Bundesrat eine wichtige Ergänzung zum Bundestag. Beide Kammern vervollständigen sich, teilen die Macht und garantieren die föderale Struktur der BRD.


			Ein weiteres Beispiel der föderalen Praxis ist die Organisation des Fernsehens und des Rundfunks in Deutschland. Der öffentlich-rechtliche Rundfunk ist nach einem föderalen Prinzip organisiert. Der erste öffentlich-rechtliche Fernsehsender ist die ARD. Die Abkürzung bedeutet: Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundesrepublik Deutschland. Sie ist der Ausdruck des föderalen Charakters der BRD im Bereich des Fernsehens und des Radios. In der ARD sind neun Landesrundfunkanstalten versammelt, die die unterschiedlichen Regionen Deutschlands repräsentieren. Sie produzieren unterschiedliche Fernseh- und Radioangebote für diese Regionen. Diese neun Anstalten für die jeweiligen Regionen Deutschlands sind:
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			Auf dieser Karte kann man sehr gut die regionale Aufteilung Deutschlands sehen. Man erkennt auch gut, dass im Westen Deutschlands eine größere regionale Diversifizierung besteht. Im Osten gibt es nur den MDR und den RBB als reine Ost-Sender. Mecklenburg-Vorpommern gehört zum NDR, zu dem auch Niedersachsen und Schleswig-Holstein gehören. Im Gegensatz dazu gibt es im Westen Deutschlands 6 verschiedene Landesrundfunkanstalten. Der Grund dafür liegt in dem Beitritt der neuen Bundesländer zu den schon existierenden Anstalten. Auch wenn diese Aufteilung keine adäquate Repräsentation der regionalen Vielfalt vor allem im Osten Deutschlands darstellt, ist die föderale Struktur gut erkennbar. In den Landesrundfunkanstalten gibt es das jeweilige regionale öffentliche Fernseh- und Radioprogramm.


			Ein weiteres Beispiel für das föderale Wirken ist neben den Fernseh- und Radiostationen die Verbreitung der regionalen Presse. Es gibt in Deutschland über 300 regionale Zeitungen. Im Vergleich dazu gibt es in Frankreich ungefähr 50 regionale Blätter und rund 20 überregionale Zeitungen. Die hohe Anzahl der regionalen Zeitungen ist ein Zeichen für die Bedeutung der Region. Da Deutschland kein zentralistisches Land ist, findet die Presse, die die jeweilige Stadt oder Region im Blick hat, ein größeres Interesse bei den Lesern. In manchen großen Städten Deutschlands gibt es sogar mehrere regionale Tageszeitungen.7 Die Vielfalt der regionalen Presse ist ein Beweis für den gelebten Föderalismus und seine Vitalität.


			D. Vor- und Nachteile des Föderalismus


			Doch trotz seiner Vitalität steht der Föderalismus heute vor großen Herausforderungen und zahlreichen Schwierigkeiten. Gerade in der Zeit der Corona-Pandemie sind die Vorteile aber auch die Nachteile des deutschen föderalen Systems gut zu erkennen. Die Vorteile liegen auf der Hand. Es gibt eine funktionierende Machtteilung. Eine Machtkonzentration wie sie es während des Dritten Reiches gab, ist nicht mehr möglich. In einem föderalen Staat sind die regionalen Probleme und Perspektiven viel besser erkannt und repräsentiert. Die unterschiedlichen Bundesländer stehen zudem in einem Wettbewerb um die besten politischen Konzepte und Programme. Diese Konkurrenz belebt die politische Auseinandersetzung und verhindert eine Verkrustung politischer Strukturen. Im Kontext der Corona-Pandemie gab es immer Abstimmungen zwischen den Bundesländern über die zu ergreifenden Maßnahmen und Lösungsvorschläge. Nicht die Zentralregierung bestimmte mit isolierten Entscheidungen, wie in den Regionen die Pandemie bekämpft werden sollte, sondern die ganz präzisen Kenntnisse der Politiker der Bundesländer konnten entsprechende Lösungen für jede Region finden. Auf diese Weise konnten auch frühzeitig Probleme erkannt und gelöst werden, was in einem zentralistisch regierten Staat immer ein Problem ist. Zudem war es auch möglich, lokale Entscheidungen zu treffen, je nach Situation und Entwicklung der Krankheitszahlen in einer bestimmten Stadt oder Region. Ein weiterer Vorteil ist die Flexibilität des föderalen Systems, weil in Zeiten einer Krise die Entscheidungsträger oft näher an bestimmten Problemen der Bürger sind und somit besser Lösungen finden.


			Nichtsdestotrotz ist der deutsche Föderalismus während der Corona-Pandemie an seine Grenzen gestoßen. Ein erster klarer Nachteil sind die Kompetenzstreitigkeiten zwischen den Ländern. Sehr schnell geriet der Föderalismus in die Kritik, als sich dieses System als hinderlich für eine effiziente Bekämpfung der Pandemie erwies, weil es zeitweilig 16 unterschiedliche Corona-Verordnungen gab. Für die Bürger war teilweise nicht mehr nachvollziehbar, warum in einem Bundesland eine bestimmte Regelung über beispielsweise Reisen existierte und in dem Nachbarbundesland eine andere. Auch die langen Konferenzen zwischen der Bundesregierung und den Landesregierungen, um eine Entscheidung in der Bekämpfung des Virus zu finden, stießen auf Kritik, weil oft nur der kleinste Kompromiss gefunden wurde und nicht die von Virologen und Ärzten geforderten Entscheidungen. Jedes Bundesland versuchte, die Lösung durchzusetzen, die es für seine Region am besten ansah. Dies führte in vielen Fällen dazu, dass oft nur ein Minimal-Kompromiss gefunden wurde. Trotz der theoretischen Gleichheit der Bundesländer sind einige große Bundesländer wie Bayern oder Nordrhein-Westfalen meinungsführend in diesen Diskussionen, was auf berechtigten Widerspruch kleiner Länder stößt. Die Frage der legislativen Kompetenzen bei der Seuchenbekämpfung zeigt auch, dass es durchaus Argumente für eine zentrale Steuerung und Regelung bestimmter Situationen, wie die einer Pandemie, gibt.


			Im Jahr 2019 sagte der Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble über den Föderalismus folgendes: „Gelebter Föderalismus bedeutet heute zu oft Kompetenzwirrwarr, diffuse Verantwortlichkeiten, einen Wust an miteinander verschränkten Verhandlungsarenen und eine intransparente föderale Finanzverflechtung, die zudem falsche Anreize setzt. Kurz: Alle sind für alles zuständig, und niemand ist für irgendetwas verantwortlich.“ Beispiele für diese Kritik finden sich regelmäßig in Fragen der Bildungspolitik. Es gibt 16 verschiedene Schulsysteme, da jedes Land ein eigenes System hat. Dies erschwert die Vergleichbarkeit zwischen Schülern der unterschiedlichen Länder und auch das Wechseln von einem System zu einem anderen. Dazu gibt es 16 verschiedene Bauordnungen, d.h. Bauunternehmer, die in mehreren Bundesländern aktiv sind, müssen ihre Bauaktivität an die entsprechenden Verordnungen des jeweiligen Bundeslandes anpassen. Ein weiteres eklatantes Beispiel ist die mangelnde Kooperation in Sicherheitsfragen. Es gibt 16 Ämter des Landesverfassungsschutzes. Diese Ämter haben in zumindest zwei Fällen erheblich versagt: Bei der Suche nach den Terroristen des NSU und bei der Verhinderung des islamistischen Attentats auf einem Weihnachtsmarkt in Berlin im Dezember 2016. Kompetenzgerangel und mangelnde Kooperation zwischen den einzelnen Behörden waren die Hauptursachen bei diesen Fehlern. Als weiteres Argument gegen das föderale System wird auch immer die Schwerfälligkeit dieser Ordnung in Anschlag gebracht. Der Föderalismus hat oft langsame Entscheidungsprozesse zur Folge. Über 130 Ministerien gibt es in den allen 16 Bundesländern zusammen. Das bedeutet, dass es eine erhebliche Redundanz in der politischen Organisation gibt. Es stellt sich auch immer wieder die Frage, ob es diese Vielzahl an Bundesländern wirklich braucht, vor allem in Anbetracht der Tatsache, dass einige Bundesländer oder Stadtstaaten wie das Saarland, Bremen oder Berlin nur dank der Finanzierung des Bundes funktionieren können. Eine Fusion von Bundesländern, wie es bei den Regionen in Frankreich erfolgte, wird dabei immer wieder ins Spiel gebracht. Natürlich spielt auch die Frage nach den Kosten eine Rolle, denn bei sechzehn Bundesländern sind die Funktionskosten insgesamt sehr hoch.


			Die historische Dimension des deutschen Föderalismus hat diesem System viele Stärken gebracht. Sie bewahrt es vor politischen Fehlentwicklungen und ist ein Garant der Demokratie in Deutschland. Andererseits ist aber auch nicht zu übersehen, dass bestimmte Praktiken und Organisationen einen Modernisierungsschub brauchen, damit Deutschland besser für die kommenden Herausforderungen aufgestellt ist. Die Corona-Pandemie kann dabei als Gradmesser gelten.


			■Wortschatz


			der Vertrag: le contrat


			das Grundgesetz: la constitution allemande


			die Gliederung: le plan


			etw. ist unzulässig: qch. est inadmissible


			die Ewigkeit: l’éternité


			der Länderfinanzausgleich: le système fédéral de péréquation financière


			die Lastenverteilung: la répartition des charges financières entre les Länder


			die Umsatzsteuer: la TVA


			die Gesetzgebungsbefugnis: le droit d’adopter une loi


			die Gewaltenteilung: la séparation des pouvoirs


			das Gegengewicht: le contre-pouvoir


			das Meldewesen: l’administration en charge des déclarations obligatoires et les institutions dont elles relèvent, telles que l’obligation de déclarer tout changement de domicile, les déclarations de naissance, la déclaration obligatoire de certaines maladies, etc.


			das Ausweiswesen: l’administration en charge des papiers officielles (carte d’identité, passeport etc.)


			der Strafvollzug: le régime pénitentiaire


			das Zollwesen: le système douanier


			das Urheberrecht: le droit d’auteur


			das Fürstentum: la principauté


			die Abmachung: l’accord


			der Flickenteppich: le tapis en patchwork


			der Zollverein: l’union douanière allemande


			nachvollziehbar: compréhensible


			das Wirrwarr: le chaos, la fatras


			der Wust: le tas, le ramas


			das Gerangel: la bousculade


			der Gradmesser: l’indicateur


			Online-Übung zum Wortschatz
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					1. Im Artikel 73 des Grundgesetzes gibt es die vollständige Liste.


				


				

					2. Der Artikel 74 benennt die Bereiche der konkurrierenden Gesetzgebung. Die „Konkurrierende Gesetzgebung“ bedeutet, dass der Bund und die Länder grundsätzlich beide für die Gesetzgebung in den hier genannten Bereichen zuständig sind.


				


				

					3. Weitere Präzisierungen stehen im Artikel 72 des Grundgesetztes.


				


				

					4. Frankreich musste 5 Milliarden Francs in Gold an Deutschland bezahlen.


				


				

					5. Die 5 Verfassungsorgane sind: der Bundestag, der Bundespräsident, der Bundesrat, die Bundesregierung und das Bundesverfassungsgericht.


				


				

					6. www.bundesrat.de


				


				

					7. Wie beispielsweise in Berlin mit dem Tagesspiegel, der Berliner Morgenpost, der Berliner Zeitung, dem Berliner Kurier und der Berliner Morgenpost. Oder in Frankfurt/Main mit der FAZ, der Frankfurter Rundschau und der Frankfurter Neue Presse. Oder in Dresden mit der Sächsischen Zeitung, den Dresdner Neuesten Nachrichten und der Dresdner Morgenpost.


				


			


		




		

			
2. Das Grundgesetz – Die Garantie der deutschen Demokratie



			A. Die Entstehungsgeschichte des Grundgesetzes


			Im Jahr 2019 wurde das 70jährige Jubiläum der Verkündigung des Grundgesetzes gefeiert. Aus Anlass dieser Feier sagte der Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier in einer Rede dazu:
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			„Wir haben was zu feiern! Heute vor genau 70 Jahren, am 23. Mai 1949, geschah nicht weniger als ein Wunder. (…) 
Das Versprechen ist Wirklichkeit geworden: 70 Jahre später leben wir in einem wiedervereinten Land, in einer starken Demokratie, in Frieden, sogar in Freundschaft mit unseren Nachbarn. Ja, dieses Grundgesetz, diese gut 20.000 Worte, sie sind allemal ein Grund zum Feiern!“1 


			Das Wunder, von dem er spricht, ist ein Gesetzestext, der die Grundlage für die Demokratie in Deutschland ist und der im Jahr 1948 noch ein vages Projekt der Westalliierten war. Der Bundespräsident sagte weiter:
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			„Im besetzten und geteilten Deutschland löste das Verfassungswerk, das der Parlamentarische Rat unter Aufsicht der Alliierten in monatelanger Arbeit erschaffen hatte, keinen Jubel aus, kaum jemand interessierte sich für seine Versprechen. In den Trümmern der Nachkriegszeit hatten die Menschen andere Sorgen, und nach der Katastrophe des Nationalsozialismus wollten die meisten von Politik lieber nichts mehr wissen.“2 


			Wie ist das Grundgesetz entstanden? Wie konnte aus einer Idee, für die sich in den Wirren der Nachkriegszeit kaum jemand interessierte, die keinen Jubel auslöste und die in einer Zeit größter Unordnung diskutiert wurde, die fortschrittlichste Verfassung werden, die Deutschland je hatte?


			Vom Februar bis zum Juni 1948 tagten in London 6 Staaten auf der sogenannten „Sechsmächtekonferenz. Teilnehmer waren die Westalliierten USA, Frankreich und Großbritannien sowie die westlichen Nachbarstaaten Deutschlands Belgien, die Niederlande und Luxemburg, die Benelux-Staaten. Auf der Konferenz ging es um die Zukunft der drei westlichen Besatzungszonen. Im Abschlussdokument der Konferenz wurde festgehalten, dass diese drei Zonen zu einem Staat vereint werden sollten. Diese sogenannten „Londoner Empfehlungen“ hielten auch fest, dass der neu zu gründende Staat sich eine neue Verfassung geben sollte. Vorbereitet werden sollte diese durch eine „Verfassungsgebende Versammlung“. Im Anschluss an die Londoner Konferenz übergaben die drei Militärgouverneure am 1. Juli 1948 den 11 westdeutschen Ministerpräsidenten ein Dokument, das das weitere Vorgehen erklärte. Dieses Dokument, die sogenannten „Frankfurter Dokumente“, wurde von den Ministerpräsidenten beraten. Ein zentraler Punkt in diesem Text war die Aufforderung zum 1. September 1948, eine Verfassungsgebende Versammlung einzuberufen, die zum Ziel haben sollte, eine Verfassung für den Weststaat zu erarbeiten. Nach den Vorarbeiten des „vorbereitenden Verfassungskonvents“, der Richtlinien für die zu entwerfende Verfassung erstellt hatte, trafen sich zu diesem Datum 65 Frauen und Männer in Bonn zur Verfassungsgebenden Versammlung. Diese 65 Mütter und Väter des Grundgesetzes kamen aus den Landesparlamenten der Westmächte.3 Pro 750 000 Einwohner wurde ein.e Abgeordnete.r entsendet. Berlin schickte 5 Vertreter:innen, die allerdings kein Stimmrecht hatten. Diese Versammlung war der sogenannte „Parlamentarische Rat“. Seine Aufgabe war es, eine Verfassung im Rahmen einer föderalen und liberalen Ordnung zu beschließen, die die individuellen Rechte und Freiheiten der Bürger garantierte. Die Frauen und Männer waren sich ihrer Aufgabe und Verantwortung durchaus bewusst. Sie zogen die Lehren aus dem gerade beendeten Weltkrieg und aus der Praxis des nationalsozialistischen Regimes. Die Machtverhältnisse zwischen den Instanzen des Staates, die Aufgaben der jeweiligen Verfassungsorgane und die Rechte und Freiheiten für die Bürger wurden in dieser Versammlung heftig diskutiert. Die Abgeordneten folgten dabei aber im Großen und Ganzen den Empfehlungen des Verfassungskonvents.


			So wurde die Schaffung der folgenden Verfassungsorgane beschlossen: Bundestag, Bundesrat, Bundespräsident, Bundesregierung, Bundesverfassungsgericht. Des Weiteren zog man Lehren aus der politischen Instabilität der Weimarer Republik und reduzierte nahezu komplett die plebiszitären Elemente. Das Parlament und der Bundeskanzler wurden in ihrer Rolle und Funktion gestärkt, während die Rolle und die Verantwortung des Bundespräsidenten verringert wurden. Auch dies war eine Lehre aus der Weimarer Republik. Um ein potenzielles politisches Vakuum zu verhindern, wurde das „konstruktive Misstrauensvotum“ beschlossen, bei dem ein Bundeskanzler durch das Parlament abgelöst werden kann, wenn zugleich ein neuer Kanzler gewählt wird.


			Am 8. Mai 1949 stimmte der Parlamentarische Rat über den erarbeiteten Text ab. 53 Abgeordnete stimmten für das Dokumente, 12 stimmten dagegen. Unter den Gegenstimmen waren 6 Politiker der CSU, die den föderalen Charakter nicht ausreichend gewürdigt sahen. Ein zentraler Punkt dieses Dokuments war sein Charakter. Der Parlamentarische Rat hatte keine Verfassung erarbeitet und beschlossen, wie es die Westalliierten verlangt hatten, sondern nur ein Grundgesetz. Die Ministerpräsidenten der West-Länder hatten darauf bestanden. Ihre Begründung war, dass sie nicht die Teilung Deutschlands zementieren wollten, da der Gesetzestext nur die Westländer betraf. Zudem sollte der Text auch nicht vom Volk ratifiziert werden, wie es bei einer Verfassung üblich ist. So entschieden sich die Abgeordneten, ein Grundgesetz zu verabschieden, das als ein Übergangstext galt, bis sich das deutsche Volk in freier Selbstbestimmung eine neue Verfassung geben würde. Im Artikel 146 des Grundgesetzes wird dies geregelt. Aus diesen Gründen ist das deutsche Grundgesetz keine Verfassung im eigentlichen Sinne des Wortes.


			Die Militärgouverneure waren zunächst mit dieser Entscheidung nicht einverstanden, gaben aber nach Gesprächen am 12. Mai doch ihre Zustimmung zum Grundgesetz. Anschließend mussten die Länderparlamente den Gesetzesvorschlag billigen. 10 von den 11 Ländern gaben ihre Zustimmung. Nur das bayrische Parlament stimmte nach einer Empfehlung der Landesregierung dem Vorhaben nicht zu.4 Streitpunkte waren die Fragen nach der zu geringen Würdigung der Eigenständigkeit Bayerns und der nicht ausreichend christliche Charakter des Grundgesetzes. Für die Ratifizierung des Grundgesetzes war eine zwei Drittelmehrheit der westdeutschen Länder nötig. Auch ohne die Stimmen Bayerns konnte das Grundgesetz beschlossen werden, so dass es auf das Votum Bayerns nicht mehr ankam. Bayern hat aber bis heute das Grundgesetz nicht ratifiziert.


			Nach der Ratifizierung wurde das Grundgesetz am 23. Mai vom Parlamentarischen Rat verkündet. Es trat am gleichen Tag in Kraft. Beschlossen wurde in diesem Zusammenhang auch der Ort der neuen Hauptstadt des Weststaates. In der Entscheidung zwischen Bonn und Frankfurt am Main stimmte eine Mehrheit von 33 Abgeordneten für Bonn als vorläufige Bundeshauptstadt. Die Entscheidung für Bonn wurde aus folgenden Gründen getroffen: Bonn war eine kleine Stadt, so konnte man den Eindruck vermeiden, durch die Wahl einer historisch belasteten Großstadt eine Kontinuität der Großmacht-Geschichte Deutschlands herzustellen. Bonn wies keine parlamentarische Tradition wie Frankfurt mit der Paulskirche auf. Aus rein pragmatischen Gründen bot sich Bonn an, da die Stadt logistische Vorteile bot. Bis zum 20. Juni 1991 war Bonn die Hauptstadt der Bundesrepublik Deutschland. An diesem Tag wurde der Umzug des Parlamentes nach Berlin beschlossen. Berlin wurde die neue Bundeshauptstadt.


			B. Das Grundgesetz und die Wiedervereinigung Deutschlands


			Der provisorische Charakter des Grundgesetzes, so wie es die Abgeordneten des Parlamentarischen Rates 1949 vorsahen, wurde im Kontext der Wende in der DDR und der potentiellen Wiedervereinigung verstärkt neu diskutiert. Die Frage war, ob sich Deutschland im Falle einer Wiedervereinigung eine neue Verfassung geben sollte oder nicht. Oder sollte die DDR einfach der BRD und damit auch dem Grundgesetz beitreten? Für beide Fälle sah das Grundgesetz einen Artikel vor. Im Artikel 23 des Grundgesetzes aus dem Jahr 1990 steht:


			„Dieses Grundgesetz gilt zunächst im Gebiete der Länder Baden, Bayern, Bremen, Groß-Berlin, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern. In anderen Teilen Deutschlands ist es nach deren Beitritt in Kraft zu setzen.“


			Im Falle einer Entscheidung für diesen Artikel des Grundgesetzes würde die DDR der BRD einfach beitreten. Das Grundgesetz würde dann auch auf dem Gebiet der DDR gelten. Eine neue Verfassung wäre nicht nötig. Eine andere politische Verfahrensweise bot der Artikel 146 des Grundgesetzes. Er besagt folgendes:


			„Dieses Grundgesetz, das nach Vollendung der Einheit und Freiheit Deutschlands für das gesamte deutsche Volk gilt, verliert seine Gültigkeit an dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung beschlossen worden ist.“


			Dieser Artikel sieht vor, dass das Grundgesetz durch eine neue Verfassung ersetzt wird, die sich das deutsche Volk in einem verfassungsgebenden Prozess schafft. Beide Staaten, die BRD und die DDR würden gemeinsam eine neue Verfassung erarbeiten und sie in einem geeinten Deutschland ratifizieren. Die Debatte zwischen den West- und Ostpolitikern zu dieser Frage wurde in der Zeit zwischen dem Mauerfall und der Wiedervereinigung heftig geführt. Für beide Artikel gab es gute Argumente. Der Artikel 23 bot den einfachsten und schnellsten Weg, beide Staaten wiederzuvereinigen, da es sich nur um einen Beitritt der DDR zur BRD handeln würde. Der Artikel 146 hätte dagegen den Vorteil, dass die DDR in einem ausgewogenen und gleichberechtigten Prozess in die Vereinigungsverhandlungen einbezogen werden würde. Während der Debatte überwog aber die Position, dass der Artikel 23 das geeignetere Instrument wäre, um die Wiedervereinigung durchzuführen. Aus folgenden Gründen setzte sich diese Überzeugung durch: ein zentrales Argument war die „Verfassungskontinuität“. Das Grundgesetz hatte sich in den 41 Jahren seiner Existenz als der Garant der Demokratie in Deutschland erwiesen. Eine neue Verfassung würde keine substanziellen Verbesserungen bringen. Ein weiteres Argument war, dass in der Präambel des Grundgesetzes schon ausgedrückt war, dass es auch für die Deutschen in der DDR gelten würde.5 Die aktuelle Situation des Jahres 1990 gab zudem den Befürwortern des Artikels 23 insofern Recht, als Tausende Ostdeutsche die DDR verließen, um in die BRD also unter die Obhut des Grundgesetzes zu ziehen. Die West-Politiker schlossen auch aus den Wahlergebnissen der ersten freien Bundestagswahl, dass sich eine Mehrheit der DDR-Bürger für diesen Prozess entscheiden würde.6 Das Ergebnis der Bundestagswahl mit dem klaren Sieg der CDU und seiner Bündnispartner gab ihnen in dieser Situation Recht. Die Stimmen derer, die auf eine neue gesamtdeutsche Verfassung drangen, sahen im Artikel 23 die Gefahr, dass die Bürger der DDR kein Mitspracherecht bei der politischen Gestaltung des neuen Deutschlands haben würden.


			Am Ende trat die DDR der BRD nach Artikel 23 bei. Das Grundgesetz hatte sich seit seiner Ausrufung 1949 zu einer Verfassung gewandelt und genoss in der Bevölkerung eine große Wertschätzung. Es ist heute die deutsche Verfassung mit all den dazugehörenden Funktionen. Dass es noch seinen alten Namen trägt, ist eher eine Frage der Gewohnheit und Zeichen einer historischen Verbundenheit.


			C. Das Grundgesetz: Aufbau und Inhalt
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			Das Grundgesetz hat 11 Teile und 146 Artikel.7 Sie regeln das Zusammenleben in dem Staat Bundesrepublik Deutschland und geben den Rahmen für seine politische Struktur. Die ersten 19 Artikel sind die sogenannten Grundrechte. In diesem Grundrechtekatalog werden die essenziellen Rechte der Bürger der BRD aufgeführt. Der Artikel 1 ist der wichtigste Artikel. Er stellt den Schutz der Würde des Menschen an den Anfang der Verfassung.


			„Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.“


			Alle folgenden Artikel stehen in Bezug zu diesem ersten Grundrecht. Der Artikel 1 ist auch ein Ausdruck der Lehren, die aus den Verbrechen des Nationalsozialismus gezogen wurden. Das Grundgesetz schützt jeden Menschen vor staatlicher Willkür und gibt dem Staat die Aufgabe, die Unantastbarkeit der Würde eines jeden Menschen zu garantieren. Die nachfolgenden 18 Artikel beinhalten folgende Punkte.


			Artikel 2: Freiheit der Person


			Artikel 3: Gleichheit vor dem Gesetz


			Artikel 4: Glaubens- und Gewissensfreiheit


			Artikel 5: Freie Meinungsäußerung


			Artikel 6: Schutz der Ehe und Familie


			Artikel 7: Elternrecht und staatliche Schulaufsicht


			Artikel 8: Versammlungsfreiheit


			Artikel 9: Vereinigungsfreiheit


			Artikel 10: Brief- und Telefongeheimnis


			Artikel 11: Recht der Freizügigkeit


			Artikel 12: Freie Berufswahl


			Artikel 12a: Wehrdienst


			Artikel 13: Unverletzlichkeit der Wohnung


			Artikel 14: Eigentumsgarantie


			Artikel 15: Überführung in Gemeineigentum


			Artikel 16: Staatsangehörigkeit und Auslieferung


			Artikel 16a: Asylrecht


			Artikel 17: Petitionsrecht


			Artikel 18: Schutz der Grundrechte und Wehrhaftigkeit des Staates


			Artikel 19: Unveränderlichkeit der Grundrechte


			Diese Grundrechte sind unveränderlich. Kein Gesetz darf beschlossen werden, dass diese Grundrechte außer Kraft setzt oder in ihrem Wesen angreift. Die weiteren Artikel des Grundgesetzes regeln folgende Punkte:


			II. Der Bund und die Länder


			•Die Artikel 20 – 37


			III. Der Bundestag


			•Die Artikel 38 – 49


			IV. Der Bundesrat


			•Die Artikel 50 – 53


			V. Der Bundespräsident


			•Die Artikel 54 – 61


			VI. Die Bundesregierung


			•Die Artikel 62 – 69


			VII. Die Gesetzgebung des Bundes


			•Die Artikel 70 – 82


			VIII. Die Ausführung der Bundesgesetze und die Bundesverwaltung


			•Die Artikel 83 – 91


			VIIIa. Gemeinschaftsaufgaben, Verwaltungszusammenarbeit


			•Die Artikel 91a – 91e


			IX. Die Rechtsprechung


			•Die Artikel 92 – 104


			X. Das Finanzwesen


			•Die Artikel 104a – 115


			Xa. Verteidigungsfall


			•Die Artikel 115a – 115l


			XI. Übergangs- und Schlussbestimmungen


			•Die Artikel 116 – 146


			Das Grundgesetz hat in den Jahren seiner Existenz diverse Änderungen erfahren. Diese Modifikationen waren Antworten auf Entwicklungen in der Gesellschaft, der Umwelt, aber auch der politischen Umstände. So wurde zum Beispiel 1992 der Artikel 23 modifiziert, der nach dem Beitritt der DDR zur BRD keine Berechtigung mehr hatte. In seiner modifizierten Form regelt er die Integration Deutschlands in die Europäische Union. 1994 wurde der Artikel 20a hinzugefügt, der den Umweltschutz als Staatsziel formuliert. Eine große Debatte gab es um die Frage der Formulierung des Artikels 16a, der das Asylrecht betrifft. Zunächst wird im Absatz 1 festgehalten: „Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.“ In den 4 folgenden Absätzen wird allerdings dieses Recht im Rahmen der europäischen Regelungen eingeschränkt. Insgesamt gab es bisher 63 Änderungsgesetze, die sich auf 235 einzelne Artikel bezogen. Dies zeigt, dass die deutschen Parlamentarier die Verfassung an die sich verändernde Welt anpassen können, ohne dass das Grundgesetz dabei seinen Charakter verliert.


			■Wortschatz


			die Verkündigung: la proclamation


			etw. verkündigen: proclamer


			die Wirren: les désordres


			die Verfassungsgebende Versammlung: l’assemblée constituante


			der/die Abgeordnete: le/la député(e)


			das Machtverhältnis: la relation de pouvoir


			die Empfehlung: la recommandation


			das Misstrauensvotum: le vote de défiance


			die Verfassung: la constitution


			auf etw. bestehen: insister sur qch./tenir à qch.


			die Würdigung: l’hommage


			gering: faible, inférieur


			der Beitritt: l’adhésion, l’entrée


			die Verfahrensweise: la procédure


			die Gültigkeit: la validité


			etw. ist ausgewogen: qch. est équilibré


			die Obhut: sous la protection de qn./qch ;


			das Mitspracherecht: le droit de regard


			die Wertschätzung: l’estimation


			unantastbar sein: être intouchable


			die Willkür: l’arbitraire


			die Unveränderlichkeit: l’immuabilité


			Online-Übung zum Wortschatz
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					1. https://www.bundespraesident.de/SharedDocs/Reden/DE/Frank-Walter-Steinmeier/Reden/2019/05/190523-Grundgesetz-Kaffeetafel-70-Jahre.html


				


				

					2. https://www.bundespraesident.de/SharedDocs/Reden/DE/Frank-Walter-Steinmeier/Reden/2019/05/190522-Karlsruhe-Bundesverfassungsgericht.html


				


				

					3. Im Parlamentarischen Rat waren 61 Männer und 4 Frauen vertreten. Die vier Frauen (Elisabeth Selbert, Frieda Nadig, Helene Weber und Helene Wessel) sorgten mit dafür, dass im Artikel 3 des Grundgesetzes die volle Gleichberechtigung zwischen Frauen und Männern garantiert wurde.


				


				

					4. Von den 174 bayrischen Abgeordneten stimmten 64 mit Ja, 101 mit Nein und 9 enthielten sich der Stimme.


				


				

					5. Im Bewußtsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen, von dem Willen beseelt, seine nationale und staatliche Einheit zu wahren und als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen, hat das Deutsche Volk in den Ländern Baden, Bayern, Bremen, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern, um dem staatlichen Leben für eine Übergangszeit eine neue Ordnung zu geben, kraft seiner verfassungsgebenden Gewalt dieses Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland beschlossen. Es hat auch für jene Deutschen gehandelt, denen mitzuwirken versagt war. Das gesamte Deutsche Volk bleibt aufgefordert, in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutschlands zu vollenden.


				


				

					6. Bei der Bundestagswahl 1990 gewann die CDU 41,8% der Stimmen. Die SPD kam auf 24,3%.


				


				

					7. https://www.bundestag.de/gg


				


			


		




		

			
3. Der Verfassungspatriotismus – Was hält die Deutschen zusammen?



			Anders als in einem Staat, der sich seine demokratische Verfassung selbst gegeben oder erkämpft hat wie Großbritannien, die USA oder Frankreich, brauchte Deutschland ein besonderes Konzept, das die Deutschen hinter der Idee einer Nation versammelt. In Anbetracht der deutschen Geschichte und der Erfahrungen des Dritten Reiches ist klar, dass dieses Konzept nicht einfach auf der deutschen Geschichte und der Tradition beruhen kann. Während in den Vereinigten Staaten mit dem Gründungsakt des Staates eine Möglichkeit der Identifikation existiert, ähnlich wie in Frankreich, wo das Datum des Sturms auf die Bastille nicht nur der Tag des Nationalfeiertags ist, sondern auch das zentrale Identifikationsereignis des französischen Volkes, muss Deutschland ohne ein solches Datum auskommen. In diese Lücke hinein haben Politikwissenschaftler und Philosophen ein konzeptuelles Angebot mit dem Begriff des Verfassungspatriotismus gemacht.


			Im Januar 1970 veröffentlicht der Politikwissenschaftler Dolf Sternberger einen Artikel in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, in dem er das Wort Verfassungspatriotismus zum ersten Mal erwähnt. Der Kontext, nicht nur für ihn persönlich, der von den Nazis verfolgt wurde und sich schützend vor seine jüdische Frau stellte, sondern für die gesamte deutsche Gesellschaft war natürlich die Frage, was den Staat Deutschland und sein Volk zusammenhalten könne nach dem Ende des Dritten Reiches. Konnte man als Deutscher sein Vaterland noch lieben? Wie konnte der junge Staat der BRD seine Bürger an den Staat binden und ihnen eine Identifikationsmöglichkeit geben? Nach Ansicht von Dolf Sternberger bestand diese Möglichkeit in der Verbindung von einem bestimmten Vaterlandsbegriff und der Anerkennung des Grundgesetzes, der neuen deutschen Verfassung. Nach Ansicht von Sternberger stellen beide Begriffe zunächst einen Widerspruch dar. Der Patriotismus ist in seinem Wesen an Emotionen gebunden, an die emotionale Beziehung zu einem Land, einer Region oder einer Tradition. Aufgrund dieser emotionalen Seite besteht auch immer die Möglichkeit, dass im schlechtesten Fall aus diesem Patriotismus ein Nationalismus wird. In der deutschen Geschichte gibt es dafür zahlreiche Beispiele. Der andere Bestandteil des Konzeptes von Sternberger betrifft die Verfassung. Sie ist die juristische Vereinbarung, in der die Regeln einer Gesellschaft festgeschrieben werden. Sternberger war der Meinung, dass in der widersprüchlichen Verbindung dieser beiden Begriffe ein Angebot den Bürgern gemacht werden konnte, um sich mit diesem Staat zu identifizieren. Für ihn war klar, dass die Bürger nur dann einer bestimmten staatlichen Ordnung zustimmen würden, wenn sie die durch das Grundgesetz garantierten Freiheiten wahrnehmen würden und an dem Gemeinwesen partizipieren. Viele Deutsche hatten nach Kriegsende die Erfahrung dreier unterschiedlicher Systeme gemacht: sie kannten das Kaiserreich bis 1919, die Weimarer Republik bis 1933 und das Dritte Reich bis 1945. In der 1949 neugegründeten Bundesrepublik war es deswegen nötig, ein den historischen Erfahrungen angemessenes Verständnis von Patriotismus zu begründen. Nach den Erfahrungen des nationalsozialistischen Systems war klar, dass diese Identifikation nicht mehr einfach über die Gemeinschaft eines Volkes möglich sein würde, da der Begriff des Volkes durch die Nationalsozialisten beschmutzt wurde. Deswegen schlug Dolf Sternberger vor, dass die Menschen sich über die neue Verfassung, die die Gleichheit und Freiheit aller garantieren würde, mit dem neuen Staat identifizieren. Die sogenannte „freiheitlich-demokratische Grundordnung“ war für ihn der Garant dafür, dass sich ein erneutes völkisch-nationalistisches Bestreben nicht mehr äußern würde. Die Bürger bekennen sich zur deutschen Verfassung, in Form des Grundgesetzes, und identifizieren sich mit den in ihr garantierten Rechten und Freiheiten.


			In zwei großen Debatten spielte dieser Begriff eine zentrale Rolle: im Historikerstreit der 1980er Jahre und bei der Verfassungsdebatte zur Wiedervereinigung. Im sogenannten Historikerstreit wurde die Singularität der Judenvernichtung im Dritten Reich zwischen konservativen Historikern wie Ernst Nolte und jüngeren Historikern und Philosophen wie Jürgen Habermas debattiert.1 Nolte hatte in einem Zeitungsartikel im Juni 1986 die These aufgestellt, dass die nationalsozialistische Judenvernichtung nur eine vorweggenommene Schutzreaktion seitens Hitler gewesen sei. Gegen diese umstrittene These richtete sich die scharfe Kritik von Jürgen Habermas, der die Singularität der Judenvernichtung gegen die relativierenden Thesen von Nolte und seinen Kollegen verteidigte. Ein zentrales Argument war für ihn dabei der Verfassungspatriotismus. Habermas sagte, dass nach Auschwitz die Deutschen die Möglichkeit eingebüßt hätten, ihre nationale Identität auf ihre Geschichte zu basieren. Die einzige Identität, die nach dem „Zivilisationsbruch Auschwitz“ noch möglich sei, sei eine, die an universalistische Verfassungsprinzipien gebunden sei. Wenn es für Habermas eine Lehre aus den Erfahrungen des Dritten Reiches in dieser Frage geben sollte, dann die, dass eine patriotische Kontinuität unmöglich sei. Anschlussfähig sei seiner Meinung nach nur ein Patriotismus, der auf universalistischen Prinzipien beruht. Dabei erweiterte Habermas das Konzept, das Sternberger Jahrzehnte zuvor erarbeitet hatte. Die Bürger der BRD können, so Habermas, darauf stolz sein, dass sie nach den Jahren des Dritten Reiches, zu einer rechtsstaatlichen Ordnung zurückgefunden haben, in der die Rechte und Freiheiten garantiert sind. Es war allerdings Habermas klar, dass solch ein Konzept für die Bürger ein zunächst abstraktes Konstrukt war. Deswegen bedurfte es auch der emotionalen Seite, wie es auch schon Sternberger erkannt hatte. Es war deswegen nötig, in den Begriff des „Verfassungspatriotismus“ auch Elemente einzubeziehen, die eine weniger rationale Identifizierung ermöglichten, wie beispielsweise die Kunst oder kulturelle Traditionen. In den 1990er Jahren wurde dieses Konzept durch eine multikulturelle Dimension erweitert, was in konservativen Kreisen auf heftige Kritik stieß. Ein Beispiel ist dafür die Debatte um die deutsche „Leitkultur“.


			Im Jahr 2000 hatten Politiker der CDU/CSU diesen Begriff in die politische Debatte eingebracht, um sich damit gegen eine sogenannte Gefahr durch den Multikulturalismus auszusprechen. Das Problem dieses Beitrags war der aktuelle Kontext, in dem in Deutschland damals zahlreiche Anschläge auf Asylbewerberheime ausgeführt wurden. Während es Verletzte und Tote durch rechtsextreme Angriffe gab, versuchten die konservativen Kreise die gesellschaftliche Debatte auf die Notwendigkeit einer Leitkultur auszurichten. Diese Leitkultur sollte eine „deutsche Kultur“ sein, die prioritär gegenüber anderen eingewanderten Kulturen sein sollte. In dieser Perspektive wandten sich die Vertreter einer Leitkultur gegen multikulturelle Auswüchse. In der damaligen konkreten Situation wirkte diese Debatte deplatziert angesichts der Gewalt gegen Ausländer. Der ehemalige Innenminister Thomas de Maizière griff diesen Begriff im Jahr 2017 in einem Zeitungsartikel wieder auf, um die durchaus legitime Frage zu stellen, was neben dem Verfassungspatriotismus noch die Bürger des Staates Deutschland verbindet. Dass der Respekt vor der Verfassung, die deutsche Sprache und die demokratischen Werte dazugehören, liegt auf der Hand. De Maizière möchte aber diesem abstrakten Konzept noch eine Ebene hinzufügen, die wie schon bei Sternberger und bei Habermas über das juristische Verständnis von Patriotismus hinausgehen. Er verweist in diesem Zusammenhang auf die deutsche Kultur, auf die Philosophie, die Traditionen, die Bildung, die Werte, die christliche Religion und das kollektive Gedächtnis. Ihm ist aber klar, im Gegensatz zu den Positionen aus dem Jahr 2000, dass wir in einer Einwanderungsgesellschaft leben und dass wir mit anderen, fremden Kulturen konfrontiert sind. Für De Maizière ist wichtig, dass der deutsche Verfassungspatriotismus und die Leitkultur zusammengehören. Für ihn gibt es unverhandelbare Elemente, wie die Prinzipien des Rechtsstaates zum Beispiel. Andererseits räumt er ein, dass wir in unserer Gesellschaft auch über bestimmte Bereiche Verhandlungen führen müssen, über das, was wir in unserer Gesellschaft akzeptieren wollen und was nicht. Das Rückgrat bleibt aber für ihn das Bekenntnis zu unserer Verfassung und den darin garantierten Rechten und Freiheiten.


			Im Zuge der deutschen Wiedervereinigung kam es auch zu einer Debatte über den Verfassungspatriotismus. Man befürchtete eine Verstärkung des Patriotismus und Nationalismus aufgrund der herrschenden Einheitseuphorie, was sich leider auch bewahrheitete. In diesem Kontext wurde das Argument aufgeworfen, dass in diesem neuen Abschnitt der deutschen Geschichte, ein neuer Patriotismus nötig sein würde, der das neu vereinte Volk verbinden würde. Mit der Vereinigung der beiden deutschen Staaten würde ein neuer Teil der deutschen Geschichte beginnen, in der man ohne Rücksicht auf die negativen Seiten dieser Geschichte in einem Patriotismus Deutscher sein könne. Diese Überlegungen wurden aber nicht nur von einem großen Teil der Bevölkerung, sondern auch von den europäischen Nachbarn kritisch begleitet. Selbst nach der Wiedervereinigung blieb das neue Deutschland in seinen Patriotismus-Debatten seiner Verantwortung seiner Geschichte gegenüber verpflichtet. Dass sich allerdings in der Tat ein Wandel vollzogen hatte, zeigte die Fußballweltmeisterschaft, die im Jahr 2006 in Deutschland stattfand. Bei dieser Weltmeisterschaft konnte man einen positiven Patriotismus beobachten, bei dem die Deutschen entspannt und freundlich mit den nationalen Symbolen umgingen und in keiner Weise nationalistisch auftraten.2


			In den aktuellen Debatten um die Identität Deutschlands als Einwanderungsland spielt die Frage nach dem Verfassungspatriotismus immer noch eine wichtige Rolle, da in der Anerkennung der Grundwerte, die in der deutschen Verfassung festgehalten sind, ein genereller Konsens in der Gesellschaft besteht. Die Veränderungen in der deutschen Gesellschaft, die beispielsweise durch die Aufnahme von über einer Million Flüchtlinge seit 2015 erfolgte, werden heute allerdings in einer neuen Perspektive gesehen. Der Verfassungspatriotismus, den Dolf Sternberger und später Jürgen Habermas definierten, ist immer noch ein Identifikationsangebot an alle in Deutschland lebenden Menschen, da er Werte in den Mittelpunkt stellt, die von den allermeisten Menschen geteilt werden und die unsere Gesellschaft strukturieren. Im Laufe der letzten Jahre und Jahrzehnte wurde der Verfassungspatriotismus sozusagen multikulturell erweitert und konnte somit den Veränderungen in der deutschen Gesellschaft Rechnung tragen.


			A. Die sogenannte Reichsbürger-Bewegung


			Eine so extreme und wie marginale Bewegung, die die deutsche Verfassung ablehnt, sind die sogenannten Reichsbürger. Es ist eine zahlenmäßig sehr kleine Bewegung, die aber durch gewalttätige Aktionen in den letzten Jahren aufgefallen ist und die sich im Kontext der Corona-Pandemie radikalisiert hat. Im Umkreis der PEGIDA-Bewegung gibt es auch Überschneidungen mit der Reichsbürger-Bewegung.


			Die sogenannten Reichsbürger lehnen die Verfassung der Bundesrepublik Deutschland ab, weil ihrer Meinung nach die BRD kein legitimer Staat sei und das Deutsche Reich nach wie vor noch bestünde. Sie lehnen die Bundesrepublik als Staat mitsamt ihren Vertretern ab. Das heißt, dass sie sich weigern, die Gesetze anzuerkennen, dass sie die Polizei als Vertreterin des Staates ablehnen und auch keine Steuern zahlen wollen. Die allermeisten Anhänger dieser Idee vertreten rechtsextreme Positionen und agieren als verfassungsfeindliche Gruppierung. Sie sind mehrheitlich männlich und über 50 Jahre alt. Man könnte diese Gruppierung als fehlgeleitete Außenseiter betrachten, doch ihre Radikalität stellt eine Gefahr für viele Bürger dar. Im Jahr 2020 verzeichnete der Verfassungsschutz 243 Straftaten, die aus dem Milieu der Reichsbürger begangen wurden. Im Jahr 2016 hatte ein sogenannter Reichsbürger bei einer Razzia in seinem Haus in mittelfränkischen Georgensgmünd (Bayern) einen Polizisten erschossen und andere verletzt.


			■Wortschatz:


			etw. festschreiben: codifier qch.


			das Gemeinwesen: la communauté


			etw. ist anschlussfähig: qch. peut être connectée/liée à qch.


			die Leitkultur: la culture de référence


			Online-Übung zum Wortschatz:
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					1. Vgl. dazu den Artikel « Vergangenheitsbewältigung ».


				


				

					2. Vgl. dazu das Kapitel „Der Fußball in Deutschland“.


				


			


		




		

			
4. Energiepolitik – Deutschlands große Herausforderung für die Zukunft?



			A. Klimawandel und Energiewende


			Wegen des Klimawandels häufen sich Stürme, Erdbeben, Tsunamis, Hangrutsche, aber auch Flutkatastrophen oder Dürren: Schon seit mehreren Jahren warnen viele Experten vor diesen extremen Wetterereignissen, die die ungebremste Emission von Treibhausgasen mit sich bringt. Für diese extremen Klimakatastrophen gilt das Jahr 2018 als besonders beispielhaft: Anfang des Jahres fegte das Sturmtief FRIEDERICKE – in Frankreich „tempête DAVID“ genannt – mit großer Wucht über Deutschland hinweg. Die Deutsche Bahn stellte ihren Fernverkehr bundesweit vollständig ein. Mehrere Menschen kamen ums Leben. Die Sommer vor 2021 zählten außerdem zu den heißesten und trockensten Sommern der Geschichte. Das wirkte sich auch auf die Landwirtschaft aus, so waren die Erntefolgen katastrophal: Kleine Kartoffeln, lange Möhren usw. Trotzdem freute man sich in der touristischen Branche sowie für die Weinlese über die Hitze. Bundesweit soll damit 2018 der bisher zweitgrößte Jahrgang des Jahrhunderts nach 2007 sein, so das Deutsche Weininstitut. Doch für Landwirte, deren Existenz wegen der Dürreschäden in Gefahr ist, steht bundesweit ein Dürrehilfsprogramm von mehreren hundert Millionen Euro zur Verfügung. Um eines der jedoch gravierendsten globalen Phänomene des frühen 21. Jahrhunderts zu bezeichnen, wurde von der Jury der Gesellschaft für deutsche Sprache (GfdS) in Wiesbaden der Neologismus „Heißzeit“ zum Wort des Jahres 2018 gekürt. Mit der lautlichen Analogie zu „Eiszeit“ erhalte der Ausdruck eine epochale Dimension und verweise auf eine sich ändernde Klimaperiode, so die Jury damals in ihrer Begründung. Die durch die Corona-Pandemie ausgelösten Quarantänen, Schließungen, Handels- und Reiseunterbrechungen führten Mitte 2020 zu einem historischen Absinken des Treibhausgas-Ausstoßes. An einigen Orten ist die Umweltveränderung greifbar: Der Smog verschwand aus den Städten, die frei von Verkehrsstaus waren, die Flüsse flossen frei von Trübung. Doch die Kohlendioxidwerte in der Atmosphäre sind so hoch wie nie zuvor in der Geschichte der Menschheit, so die Experten. So wird von denen als „extrem ungewöhnliches Ereignis“ die riesige Staubwolke aus der Sahara bezeichnet, die Mitte Juni 2020 die USA erreichte, nachdem sie 8000 Kilometer über den Atlantik gezogen war: Die Wolke verdunkelte den Himmel über Puerto Rico und erstickte einen ganzen Landstrich im Süden der USA. In Kalifornien kam es im Sommer 2020 zu einer Rekordserie von Waldbränden. Mindestens 31 Menschen kamen ums Leben,10500 Gebäude wurden zerstört, 8000 km2 Wald vernichtet. Es kam wiederholt zu Massenevakuierungen. Schließlich markierten Heuschreckenschwärme den jüngsten Vorstoß einer seit Jahrzehnten nicht mehr gesehenen Plage. Diese seien eine direkte Folge der sich erwärmenden Temperaturen im Indischen Ozean, die sintflutartigen Regenfälle und Zyklonen schufen, mit der Folge fruchtbarerer Brutstätten für die Heuschrecken. Mithin stehe nun die Region am Horn von Afrika, die bis zu 8,5 Milliarden Dollar an Ernte- und Viehverlusten erleiden musste, unter der Gefahr des Verhungerns, so die Weltbank.


			Um auf diese Herausforderung des Klimaschutzes zu antworten, organisiert sich die Gemeinschaft weltweit: Seit 1992 und der Klimarahmenkonvention von Rio und vor allem seit 1997 und dem Kyoto-Protokoll treffen sich Industrieländer, Schwellen- und Entwicklungsländer alljährlich zusammen, um verbindliche Zielwerte für den Ausstoß von Treibhausgasen in den Industrieländern und Grenzwerte für die Temperaturerhöhung festzulegen. In dieser Hinsicht gilt die Ratifizierung des sogenannten Pariser Abkommens im November 2016 als historisch. Der Pariser UN-Weltklimagipfel fand ein Jahr zuvor in der französischen Hauptstadt statt und sah im Wesentlichen Folgendes vor:


			•1,5-Grad Ziel: Die Erdtemperaturerhöhung soll auf 1,5 Grad begrenzt werden.


			•Die Reduzierung der Treibhausgase soll weitergeführt werden, alle 5 Jahre sollen die Staaten möglichst die Abgasziele verschärfen.


			•Die Staaten erkennen die Bedeutung von Verlusten und Schäden an, die durch den Klimawandel entstehen.


			•Geld für die Armen: Die alten Industriestaaten sollen ab 2020 100 Milliarden Dollar pro Jahr für klimabedrohte Gegenden zur Verfügung stellen.


			•Verteilung der Verantwortung: Selbst, wenn die alten Industriestaaten weiterhin die Hauptverantwortung tragen, müssen auch Entwicklungsländer, bzw. Schwellenländer, Klimaschutz betreiben.


			•Inkrafttreten: 2020 – Ende 2020 läuft das Kyoto-Protokoll aus.


			Nach der Ratifizierung von den Europäern, den USA und China konnte der neue Klimavertrag in Kraft treten. Doch im Juni 2017 verkündet der neue US-Präsident Donald Trump den Ausstieg der USA aus dem Pariser Klimaschutzabkommen. Auf den Austritt der USA soll bald der Austritt von Brasilien folgen, unter der Leitung des 2018 neugewählten rechtsextremen Staatspräsidenten Jair Bolsonaro. Die 23. Weltklima-Konferenz fand im November 2017 in Bonn unter der Leitung Fidschis statt. Der Bonner Gipfel brachte neue Einblicke: Die Inselbewohner aus den südpazifischen Fidschi-Inseln wurden zu „Klimazeugen“, denn noch in diesem Jahrhundert sollen viele ihrer Inseln im Meer versinken. Dort ist der Klimawandel Alltag: Der Meeresspiegel steigt unerbittlich, durchschnittlich um knapp 5 Millimeter pro Jahr und die Bewohner von vielen Küstendörfern mussten umgesiedelt werden, um nicht im Wasser zu versinken. Bei der 24. Klimakonferenz in Katowice (Polen) ging es Anfang Dezember 2018 um konkrete Maßnahmen zur Umsetzung des Pariser Klimaabkommens und zur Begrenzung des globalen Temperaturanstiegs auf deutlich unter zwei Grad. Dazu sollte ein Regelwerk ausgearbeitet werden. Dabei kündigte die Weltbank unter anderem an, ihre Finanzhilfen für Entwicklungsländer im Kampf gegen den Klimawandel zu verdoppeln: Von 2021 bis 2025 sollen insgesamt 200 Milliarden Dollar zur Verfügung gestellt werden, um die Folgen des Klimawandels zu bekämpfen. Die Industrieländer stehen besonders in der Kritik. Parallel zur Katowitzer Weltklimakonferenz gingen circa 20 000 Menschen in Berlin und anderen deutschen Städten auf die Straße, um unter dem Motto „Kohle stoppen – Klimaschutz jetzt!“ gegen die fossilen Energieträger zu demonstrieren und die deutsche Regierung zur Abkehr von der Kohle zu bewegen.


			Im Dezember 2019 tagte die COP25 in Madrid: Nach den anhaltenden Protesten gegen soziale Missstände in Santiago de Chile war Spanien dann als Gastgeber eingesprungen und der Klimagipfel fand unter chilenischem Vorsitz in Madrid statt. Es wurde über die Handelsmechanismen verhandelt, die es ermöglichen, dass ein Land Emissionsminderungen in einem anderen Land anrechnen kann. Ziel ist, Treibhausgasminderungen möglichst effizient zu gestalten. Dafür wird aber auch ein robustes Regelwerk gebraucht. Alle Vertragsstaaten einigen sich in Madrid auch darüber, die globale Mitteltemperatur auf eine Erhitzung von 2,2 bis 2,7°C zu begrenzen – also noch sehr weit weg vom 1,5°C-Ziel. Proteste gegen diese „zu schwache“ Klimapolitik der Industrieländer – und vorrangig Deutschlands – reißen nicht ab: Es demonstrieren weltweit Umwelt- und Sozialverbände im Dezember 2019 – wie etwa in Berlin mit Fridays for Future (s.u.) beim globalen Klimastreik. Die im schottischen Glasgow geplante 26. Klimakonferenz wurde aber wegen COVID-19-Pandemie auf November 2021 verschoben. Doch inzwischen lädt der neue US-Präsident Joe Biden im April 2021 40 Staats- und Regierungschefs zu einem virtuellen Klimagipfel ein: Diese Initiative kommt nach dem Versprechen der Rückkehr der USA in das Pariser Abkommen – „America is back!“ -, das Vorgänger D. Trump verlassen hatte. Für die US-Klimaexperten sei das eigentliche Anliegen, dass Klimaneutralität 2050 für alle – unter anderem für China - zum Ziel werde.


			Bis März 2011 war die Atomenergie in Deutschland eine Brückenenergie. Nach dem Super-GAU in Fukushima beschloss die Bundesregierung bis 2022 den Atomausstieg: Ende Mai 2011 wurden die sieben ältesten AKWs endgültig abgeschaltet. Seitdem sind zwei Drittel der Kernkraftwerke in Deutschland stillgelegt worden. Aufgrund des Atomausstiegs setzte Deutschland aber wieder stärker seine 14 Kohlekraftwerke in Betrieb und registrierte somit einen steigenden Schadstoffausstoß, wofür es von anderen EU-Ländern mittlerweile angeprangert wird. Bei der Bonner Klimakonferenz im November 2017 spitzt sich die Protestbewegung gegen die Kohleerzeugung zu. Ab Juni 2018 wurde eine „Kohlekommission“ – auch „Strukturwandelkommission“ genannt – von der Bundesregierung eingesetzt, die dabei helfen sollte, nach Prinzip des Pariser Abkommens den Kohleausstieg zu vollenden. Mitte August 2020 tritt das einen Monat zuvor von Bundestag und Bundesrat verabschiedete Kohleausstiegsgesetz in Kraft: Ziel des Gesetzes ist es, die fossile, klimaschädliche Kohleverstromung „wirtschaftlich vernünftig“ bis spätestens 2038 zu beendigen und den Umbau auf nachhaltige Energie voranzutreiben. Kritiker bemängeln, dass das Geld beim Strukturwandel fehle und der Vertrag mit den Betreibern – darunter dem Energiekonzern RWE – durch wenig Transparenz seitens der Bundesregierung zustande gekommen sei.


			Ab dem 1. Januar 2021 tritt das neue „Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien“ in Kraft, das von der Bundesregierung schon im Juni 2011 beschlossen wurde: Zweck des Gesetzes ist es, „eine nachhaltige Entwicklung der Energieversorgung zu ermöglichen“. Der Energieanteil an der Stromerzeugung aus Sonne, Wind & Co. soll bis zum Jahr 2025 auf 40 bis 45 Prozent und bis zum Jahr 2035 auf 55 bis 60 Prozent ausgebaut werden. Bis 2050 sollen erneuerbare Energien mindestens 80 Prozent der Stromversorgung leisten, sodass fossile Energien nur noch maximal 20 Prozent decken müssen. Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) bleibt das wichtigste Instrument für den Ausbau der erneuerbaren Energien.
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